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Bürgerinitiative hält
an Petltlon fest

Neue Erkenntnisse: ,,Rettet die Finie" fordert FFH-Verträglichkeitsprüfung

ELZE (bb) r Seit mehreren Jahren kämpft die Burgerinitiative
,,Rettet die Finie" gegen den Kalksteinabbau auf der Finie, der
im Januar 2004 genehmigt wurde. Und auch jetzt, wo mit dem
Abbau begonnen wurde, geben die Mitglieder den Kampf nicht
auf. ,,Wir fordern einen Abbaustopp", erklärt Edmund Rohde,
Vorsitzender der Bürgeri n itiative.

Der Vorstand hat nämlich
herausgefunden, dass im No-
vember 2003 der ,,Limberg
bei Mehle beziehungsweise
Elze" vom t^and Niedersach-
sen als FFH-Gebiet (Flora,
Fauna, Habitat; siehe neben-
stehenden Bericht) vorge-
schlagen und am 2L./22. Ja-
nuar 2004 von der EU-Kom-
mission als FFH-Kerngebiet

Karfreitag
MEHLE . Die Karfreitags-
liturgie in der Mehler St.
Marienkirche beginnt
um 15 Uhr.

akzeptiert worden ist. Dazu
gehören auch die Gebiete
,,Steinbank",,,Weißer Brink"
und das zwischen Boitzum
und Wittenburg liegende Ge-
biet als Abrundung des FFH-
Kerngebietes.

,,Die EU hat das Kerngebiet
akzeptiert. Die Vorausset-
zung für die Forderung der
Bürgerinitiative nach einer
FFH-Verträglichkeitsprüfung
beziehungsweise eines Ge-
nehmigungsverbotes des Ab-
rundungsgebietes, auf dem
auch der Steinbmch liegt, ist
somit gegeben", so Edmund
Rohde.

Diese Forderung hatte die
Bürgerinitiative in einer Peti-
tion vom 18. August 2003 an

den Niedersächsischen l.and-
tag formuliert. Allerdings
wurde sie abgelehnt, mit der
Begründung: ,,[...J Das von
den Umweltverbänden in de-
ren Vorschlagsliste aufge-
nommene Gebiet 'Limberg
bei Mehle' ist daher nicht als
potenzielles FFH-Gebiet aner-
kannt. Der derzeitige fachli-
che Erkenntnisstand des [an-
des lässt dies auch zukünftig
nicht erwarten. Dementspre-
chend fehlen die Vorausset-
zungen für die Forderung der
Bürgerinitiative nach Durch-
führung einer FFH-Verträg-
lichkeitsprüfung beziehungs-
weise eines Genehmigungs-
vgrbotgs."

,,Der Niedersächsische
Landtag hat offiziell also gar
nichts davon erfahren, dass
der Limberg bei Mehle bezie-
hungsweise Elze von der EU-
Kommission als FFH-Kernge-
biet akzeptiert wurde. Das ist
unglaublich", kann Prof. Dr.

Gerd Müller darüber nur den
Kopf schütteln. ,,Der Limberg
bei Mehle beziehungsweise
Elze als FFH-Gebiet wurde
mit dem Ziel verneint, die
FFH -Verträ glichke itsp rüfung
für das Abrundungsgebiet zu
umgehen und für den Stein-
bruch ein Genehmigungsver-
bot zu verhindern", sind sich
die Vorstands-Mitglieder si-
cher.

So hält die Bürgerinitiative
an ihrer Petition vom August
2003 fest und hat entspre-
chende Schreiben an den Nie-
dersächsischen landtagsprä-
sidenten Jürgen Gansäuer,
den Bürgerbeauftragten in
Straßburg, die Europäische
Kommission und den Präsi-
denten der EU geschickt.
,,Jetzt warten wir auf Ant-
worten", so Edmund Rohde
und hofft, ebenso wie die an-
deren Mitglieder, dass ihr
Kampf gegen den Abbau von
Erfolg gekrönt sein wird.

FFH-Richtlinie:
1992 beschlossen

Arten- und Lebensraumschutz

ELZE r Die FFH-Richtlinie
(siehe nebenstehenden Be-
richt) ist eine Naturschutz-
Richtlinie der Europäischen
Union, die im Jahr 1992 be-
schlossen wurde.

Sie hat zum Ziel, wildle-
bende Arten, deren Lebens-
räume und die europaweite
Vernetzung dieser Lebens-
räume zu sichern und zu
schützen.

Die Richtlinie soll dies
durch die Schaffung eines
europäischen Verbundsy-
stems von Schutzgebieten
erreichen, das unter dem
Begriff Natura 2000 zusam-
mengefasst wird.

Bei Eingriffen im FFH-Ge-
biet muss nun zuvor eine
V e rträ gli c h ke i t sp rüfu n g
durchgeführt werden. Er-
gibt die Verträglichkeitsprü-
fung, dass das Projekt ztr
Beeinträchtigungen eines
FFH-Gebietes in seinen für
die Erhaltungsziele oder
den Schutzzweck maßgebli-

chen Bestandteilen führen
kann, ist es zunächst unzu-
lässig. Diese Unzulässigkeit
des Projekts kann nur über-
wunden werden, wenn im
Rahmen einer Alternativen-
prüfung nachgewiesen wer-
den kann, dass es keine Pro-
jekt- und Standortalternati-
ve gibt, die unter ,,zumutba-
ren" Bedingungen realisiert
werden kann und das Ge-
biet nicht-.oder geringer be-
einträchtigen als das eigent-
liche Vorhaben.

Außerdem muss als wei-
tere Zulassungsvorausset-
zung ein überwiegendes öf-
fentliches Interesse nachge-
wiesen werden. Dieses
muss im Einzelfall höher
wiegen als das öffentliche
Interesse am Schutz des be-
troffenen Gebietes.

Ist der Eingriff nach dem
Bundesnaturschutzgesetz in
einer Natura 2000-Fläche
zulässig, muss dafür ein
Ausgleich geleistet werden.


